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KURZ KOMMENTIERT

Geldpolitik

Inkonsistentes Bild

Ende Juni hat die Bundesbank erneut D iskontsatz und 
Lombardsatz um je einen halben Prozentpunkt auf je tzt 
5% und 7%  erhöht. Nach fünfm aliger Anhebung (zu­
letzt am 20. April) sind diese „Le itz insen“ nun um 2,5 
Prozentpunkte höher als vor einem Jahr. Bedenklich 
wirkt dabei nicht nur das Tempo (zwei Monate), m it dem 
diese fünfte Z inserhöhungsrunde der v ierten folgte, 
sondern auch die Begründung des Zentra lbankrates. 
Nach Überprüfung des G eldm engenzie ls für das lau­
fende Jahr wird nicht nur daran festgehalten, das Aggre­
gat M3 vom 4. Q uarta l 1988 bis zum 4. Q uartal 1989 um 
„etwa 5 % “ auszuweiten; v ie lm ehr w ird darüber hinaus 
mitgeteilt: „D ie Bundesbank hält es . . .  für angebracht, 
für den Rest des Jahres auf ein m öglichst mäßiges 
Wachstum der G eldbestände hinzuw irken.“

Nimmt man dies alles wörtlich, so ergibt sich ein in­
konsistentes Bild. Nach den jüngsten Daten war näm ­
lich das Aggregat M3 saisonberein igt schon im Mai dem 
5-Prozent-Zielpfad recht nahe gekom m en. Diese 
Dämpfung der m onetären Expansion ist nicht zuletzt auf 
jene Maßnahmen zurückzuführen, die die Bundesbank 
bereits in der Vergangenheit getroffen hatte und die bis­
lang sicherlich noch nicht in vollem Ausm aße zum Tra­
gen gekom m en sind; ganz besonders gilt dies für die 
April-Beschlüsse. Die neuesten Beschlüsse aber und 
die Absicht, von nun an die G eldbestände „m öglichst 
mäßig“ wachsen zu lassen, legen die Verm utung nahe, 
daß die Bundesbank nicht nur mit dem  Erreichten nicht 
zufrieden ist, sondern darüber hinaus je tzt zu e iner re­
striktiven Auslegung des „e tw a“ in der Z ielform ulierung 
neigt. Damit besteht aber die Gefahr, daß sie aberm als 
die Chance zur Verstetigung der G eldversorgung zu­
gunsten antizyklischer G eldpolitik verspielt. fr

Wiilschafts- und Währungsunion

Einigkeit über das Procedere

A uf ihrer G ipfe lkonferenz in Madrid erzielten die EG- 
Staats- und Regierungschefs Einigkeit darüber, daß die 
erste Stufe der W irtschafts- und W ährungsunion am 
1.7.1990 beginnen soll. Nach Anlauf dieser Phase sollen
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dann die zuständigen Instanzen die Vorarbeiten für eine 
Regierungskonferenz aufnehm en, auf der die nächsten 
Etappen beraten und beschlossen werden sollen. Mehr 
als das Procedere wurde dam it letztlich nicht vereinbart. 
Diese Art grundsätzlicher Fixierung der W irtschafts- und 
W ährungsunion war auch für die britische Regierung ak­
zeptabel. Stark gebeutelt durch die Europawahlen, war 
Prem ierm inisterin Thatcher wohl froh, daß sie nicht das 
„Anti-Europa-M änte lchen“ um gelegt bekam. Ihre häufig 
als starr und „an ti-europä isch“ gescholtene Politik hat 
die europäische Sache allerd ings häufig vorangebracht, 
so etwa in der Haushalts- und Agrarpolitik.

Immerhin liegt mit dem  konstruktiven Delors-Bericht 
und dem dort um rissenen dreistufigen Ansatz für die 
Schaffung der W irtschafts- und W ährungsunion eine 
w ichtige D iskussionsgrundlage vor, die nicht von vorn ­
herein dem ontiert wurde. Bereits die Verw irklichung der 
ersten Stufe, so w ie im Delors-P lan vorgesehen, wird a l­
lerdings erhebliche Schw ierigkeiten bei der Lösung so­
wohl der m onetären als auch der parallel zu ergreifen­
den w irtschaftspolitischen (Konvergenz-)M aßnahm en 
mit sich bringen. Die e igentlichen Knackpunkte werden 
dann in den Folgestufen deutlich werden, wenn auch 
mögliche Souveränitätstransfers anstehen. H ier wird es 
zu G rundsatzdebatten kommen. In Großbritannien ist 
das Schatzam t wohl bereits m it A lternativplänen zum 
Delors-Ansatz beschäftigt. Der Zug in R ichtung W irt- 
schafts- und W ährungsunion ist zwar auf die Schiene 
gesetzt; ob er ankommt, und wenn ja, auf welchem  G e­
leise, ist aber noch offen. kr

EG-Automobilpolitik

Liberaler Entwurf

D ie  von der EG -Kom m ission entworfene Autom obilpo li­
tik der Gem einschaft in einem europäischen B innen­
m arkt erscheint bem erkenswert liberal. E inmütig haben 
sich die 17 Kom m issare dafür ausgesprochen, die na tio­
nalen Handelsschranken gegenüber japanischen A uto­
m obilen bis 1992 schrittweise abzubauen. Die Kom m is­
sion will zugleich für strenge Disziplin in der nationalen 
Beihilfegewährung sorgen und kann sich hierzu der 
neuen Rahm enregelung bedienen, derzufolge ihr seit 
Beginn dieses Jahres Beihilfevorhaben in der Autom o­
bilindustrie mit einem Volumen von m ehr als 12 Mill. 
ECU zur vorherigen Genehm igung vorgelegt werden
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m üssen. Maßlosen Forderungen nach M indestferti- 
gungsanteüen in der G em einschaft (local content) wird 
eine deutliche Absage erteilt. Die Kom m ission w ider­
setzt sich ebenfa lls dem Verlangen der Industrie, die ja ­
panischen Autom obilim porte auf der G em einschafts­
ebene solange einzufrieren, bis die europäischen Her­
steller in Japan die Hälfte des japanischen M arktanteils 
in der EG erre icht haben.

Dies alles bedeutet indessen noch keineswegs freie 
Fahrt für japanische Autos (und freie Konsumwahl für 
den Autokäufer in der EG), sondern zunächst harte in­
nergem einschaftliche Auseinandersetzungen über den 
Zeitplan des Abbaus der einzelstaatlichen Im portrestrik­
tionen. Deren Ausgang wird entscheidend durch die pa­
rallel laufenden Verhandlungen m it Japan über Export­
begrenzungsm aßnahm en des fernöstlichen Landes be­
stimmt. Hier sieht die Kom m ission ihre Vorstellung einer 
klaren Lim itierung solchen Schutzes mit der Forderung 
des französischen Industriem inisters nach einer „unbe­
grenzten Übergangsperiode“ zugunsten der Autom obi­
lindustrie konfrontiert. Man darf gespannt sein, wie 
diese Kraftprobe enden wird. ko

Industriepolitik

Wettlauf um Speicherchips

N achdem  die EG-Kom m ission und die Regierungen 
der Bundesrepublik, Frankreichs, Großbritanniens, Ita­
liens und der N iederlande die von der Industrie gefor­
derte M illiardenhilfe zugesagt haben, kann Jessi (Joint 
European Subm icron Silicon) als bisher größtes Eu- 
reka-Projekt nun zur Aufholjagd gegen die japanische 
Konkurrenz starten. Erstes Ziel ist dabei die Entw ick­
lung m arktreifer 16- und 64-M egabit-Speicherchips. Da­
m it soll der Herausbildung einer befürchteten m onopoli­
stischen Stellung der japanischen Konkurrenz begeg­
net werden. Das Projekt ist zunächst auf acht Jahre be­
fristet und m it 8 Mrd. DM ausgestattet. Von diesen Ko­
sten tragen die Hauptinitiatoren Siem ens und Philips so­
w ie die übrigen beteiligten Unternehm en die Hälfte, die 
EG und die fünf M itgliedsländer je ein Viertel.

G leichzeitig m it Jessi als einem staatlich geförderten 
Projekt der Europäer ist eine Gruppe von sieben am eri­
kanischen Unternehm en unter Führung von IBM mit der 
G ründung von US Mem ories Inc. in den W ettlauf um le i­
stungsfähigere Speicherchips eingetreten. Diese 
Gruppe will zunächst ohne staatliche Hilfe auskom m en 
und auf das Know-how von IBM zurückgreifen.

Verlauf und Ergebnis d ieser beiden konkurrierenden 
Projekte können für die Debatte über Vor- und Nachteile

staatlicher Industrie- und S trukturpolitik neues empiri­
sches Anschauungsm ateria l liefern. Falls die amerikani­
schen Unternehm en w ie auch die Japaner ohne staatli­
che Hilfen ihr Ziel erreichen, so stärkte das die Position 
derjenigen Ökonomen, die jeg liche strukturlenkenden 
Eingriffe des Staates m it dem  H inweis auf die Alloka­
tionsverzerrung und daraus resultierende Wohlfahrts­
verluste ablehnen. Aber selbst wenn dieser Fall nicht 
eintritt, so liefert dieses Experim ent noch hinreichend 
M aterial für die Bewertung staatlicher Industriepolitik,

hn

Entwicklungshilfe

Mehr Mittel für wen?

R echtze itig  zum Pariser W eltw irtschaftsg ipfe l hat eine 
international zusam m engesetzte G ruppe von hochran­
gigen Vertretern aus Politik und W irtschaft unter Vorsitz 
von A ltbundeskanzler Helm ut Schm idt neue Initiativen 
zur Verbesserung der Lage in der Dritten W elt gefordert. 
Neben der Beseitigung der bestehenden w eltw irtschaft­
lichen Ungle ichgew ichte und dem  Abbau aller Handels­
beschränkungen geht es der Schm idt-Kom m ission da­
bei auch um eine Verdoppelung der öffentlichen Ent­
w icklungshilfe innerhalb der nächsten fünf Jahre auf 
0,7 % des BSP. Dabei sollen die G eldgeber vor allem die 
Staaten begünstigen, die entschlossen die Arm ut be­
käm pfen, ihre M ilitärausgaben in G renzen halten sowie 
w irkungsvoll Fam ilienplanung und Um weltpolitik betrei­
ben.

Daß diese Forderungen nicht gerade neu sind, nimmt 
ihnen nichts von ihrer prinzip ie llen Berechtigung. Man 
kann freilich bezweifeln, ob insbesondere die erneute 
Propagierung des 0,7% -Z ie ls  angesichts eines entw ick­
lungspolitischen Klimas, das zunehm end von Ratlosig­
keit und Skepsis gekennzeichnet wird, viel bewirken 
wird. Zum einen dürften die S teuerzahler in den Indu­
striestaaten kräftigen Aufstockungen der Entw icklungs­
hilfebudgets heute noch ab lehnender gegenüberstehen 
als etwa Anfang der 70er Jahre. Zum  anderen stellen 
auch viele Experten heute in Frage, ob angesichts der 
geradezu Entwicklung verh indernden politischen und 
sozialen Strukturen in weiten Teilen der Dritten Welt zu­
sätzliche Kapitalspritzen überhaupt etwas bewirken 
können. Diese Befürchtung hatte wohl auch die 
Schm idt-Kom m ission: Legt man die von ihr genannten 
Kriterien -  etwa entschlossene Arm utsbekäm pfung und 
w irkungsvolle Um weltpolitik -  an, dürften die Kandida­
ten, die einer verstärkten Unterstützung für würdig be­
funden werden, rasch rar werden. er
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